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Entwurr zum Bundesbahngesetz 

Entwurf des Wissenschaftlichen Beirats 
des Bundesverkehrsministeriums für ein Gesetz 

über die Deutsche Bundesbahn (Bundesbahngesetz) 

Der Wissenschaftliche Beirat beim Bundesverkehrsministerium hat 
sich auf Ansudlen des Herrn Bundesverkehrminislers mit der Frage 
beschäftigt. 

in :welcbeL-Weise die-Deutsche-Bundesbahn k,ünftig ver.waltet 
und namentlich wie die Beziehungen.....B.undesr.c.gierung und Bun­
~ahn hinskhtlidl Zuständigkeit und Veranlworlung-geregelt 
werden sollten. 

Dem Wissenschaftlichen Beirat sind bei seiner Arbeit der Entwurf 
_ eines Reicb.sbahngese.lz~~, den im Auftrag der .1ID;,a~tung Jür Ver­

kehr e in Vorbereitender Ausschuß im Sommer ufgestellt hat, 
feLMr der Eulw.w.Le.inc.s....B1!Ddesbahngeselzes, den die Regierung von 
Nordrhein-Westfalen im Nov~9 dem Bundesrat vorgelegt 
hat, sowie der Bericht des . Ausschusses A· (Nitschmann-Ausschuß) 
an den Bundesvefkefir:Si'riIn]~(el von Anfang DezemDer [9'49 über Or­
ganisationsfragen bekannt gewesen. Ein dem äußeren Umfang nach 
beträchtlicher Teil des bisherigen Reichsbahngesetzes enthält Bestim­
mungen, über deren Zwe~mäßigkeit kein Streit besteht; sie sind in 
den Entwürfen sowohl des Vor·bereitenden Ausschusses wie des Lan­
des Nordrhein-Westfalen mit enthalten und werden ohne wesenlliche 
Anderungen in das neue Gesetz zu übernehmen sein. Um den Ver­
gleich der verschiedenen Entwürfe u. der ihnen zug runde liegenden 
Standpunkte zu erleichtern, hat der Wissensdlaftliche Beirat bei 
seinen Vorsdllägen nur da, wo er sachliche Anderungen vorsdtlägt, 
einzelne Paragraphen oder Absätze neu gefaßt; im allgemeinen hat 
er soweit möglidl die ta.!§.lll!9 und 2.ie Paragraphen-Zahlen d~~t­
wurfs des Vorbereitenden Aussdlusses beibehalten. 
Im folgenden sind diejenigen Stellen, die aus dem Entwurf des Vor­
bereitenden Aussdlusses übernommen sind, petit gedru~t. 
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Di e Ansta l t s v e r f a ss ung d e r D e ut s ch e n Bund e sbahn 

§ I 

Sondervernlögen 

(I) Der Bund verwaltet unter dem Namen "Deutsche Bundesbahu·· den auf das Bundes­
gebiet entfallenden Teil des Reichseisenbahnvermögens als Sond~rvermögen mit eigener 
Wirtschafts- und .Rechnungsführung. -
(2)Das ~~ogen "Deutsche Bundesbahn" i§Lyon dem Vermögen des Bundes, 
seinen Rechten uncLseinen VerbindlichkeitelL.gatrennt...zu halten. Für die Verbindlich­
keitei11ter Deutschen Bundesbahn h'\Ue~ deLBund nur mit dem Sondervermögen. dieses 
haftet nicht für die Verbindlichkeiten des Bundes. 
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§ 2 
Remtsuatur, Redltsgesdlälte und Gerichtsstand 

Die "Deutsd!.e Bundesbahn" Ist eine gemeinnützige Anstalt des öffentlichen Rechts ohne 
e.ig:sne-.Rechtsp,ersönlidlkeit. l!m redJtsgesch!Htlidten Verkehr handelt sie unter ih1ij:t 
~en; im besonderen kann sie Verträge schließen, klagen und verklagt werden. Ihr 
allgemeiner Gerichtsstand wird durch den Sitz der Behörde bestimmt, die nach de,r 
Gesdläftsordnung berufen ist, die Deutsche Bundesbahn zu vertreten. 

§ 3 

Organe 
Obcr.s.le OJgane des Bundes zur Verwaltung der Deutschen Bundesbahn sin~ 
~ Direktorium der Deutschen Bundesbahn u,o,a... der Verwallungsr.at de·r 

Deutschen Bundesbahn. t ~ -

§ 4 

Direktorium 
(1) Das Direktorium lE:i!gt die Deutsche Bundesbahn im Rahmen dieses Gesetzes. 
Es iSfdem ßundesverkenrsminister für die Führung der Geschäfte verantwortl ich. 
(2) Das Direktorium besteh t aus drei Mitgliedern, die auf Vorschlag des Bundes­
verkehrsministel'S von der Bundesregierung ernannt werden. De:r Bundesver­
kehrsminister kann vor seinen Vorschlägen den Verwaltungsrat hören. 
(3) Die Beschlüsse des Direktoriums si nd mit Slimmenmehrheit zu fasse n. 
(4) Die Bundesregierung bestimmt, welches der Mitglieder den Vorsitz im 
Direktorium zu führen hat. 
(5) Der Bundesverkehl'lSminister -kann aus wichtigen Gründen bei der Bundes­
regierung die Abberufung eines Mitglieds des Direktoriums beantragen. Ver­
tragliche und beamtenredltlidle Redlle werden durdl die Abberufung nicht 
berührt. 

§ 5 
Verwaltungsrat 

(t) Der '\l..erwaltungsr.at .soll dur~ratung des D1rektoriums zu einer betrieb­
lidl und volkswirtschaftlich 11l.ustergliTI1'gen Führung der Bundesbahn beitragen. 
(2) Seine Mitglieder dürfen an keinerlei Weisungen gebunden sein. Sie hdben 
ihr Amt in voller Unabhängigkeit nach bestem Wissen und Gewissen zu m 
Nutzen des deutsdlen Volkes, der deulsdlen Wirtsdlaft und der Deutscnen 
Bundesbahn zu versehen. Sie müssen Deut!idle und erfahrene Kenner des Wirt­
sdlaftslebens oder Eisenbahnsadlverständige sei n. Sie sind zur Versdlwiegeu­
heil über die Angelegenheiten der Bundesbahn verpflichtet. 
(3) Der V~wall1.fngsrat be~J~ht aus-de~ Vorsilzenden des Y.e,rkehrsaussdlussl:!lS 
des Bundestags, ~Vorsltzenden des '{erkehrsausschusses des ~srats und 
zehn weiteren Mitgliedern, die. von der Bundesregierung auf Vorsdllag des 
Bundesverkehrsministers auf die Dauer v~~ahren ernannt werden. Davon 
sollen drei Mitglieder dem Kreise der Unternehmer (Gewerbe und Landwirt­
sdlart), drei den Gewerkschaflen angehören. 
(4) Der Ve~ltungsrat ,t auLdie Dauer ei nes Jahres aus. seiner Mitte de~ 
VOJ:~nden und einen stellvertretenden Vorsitzenden. Die Wahloeoarr aeir 
Bestätigung durch die Bundesregierung. 
(5) Die Mitglieder des Verwaltungsrats können jederzeil durdl schriflliche l:!1:­
klärung gegenübe r dem Bundesverkehrsminister ihr Amt niederlegen. Verliel:t 
ein Mitglied die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlidler Amter oder wird über 
sein Vermögen der Konkurs eröffnet, so erlisdlt seine Mitgliedschaft. Scheidet 
ein Mitglied vor Ablauf der Zeit, für die es ernannt ist, aus, so ist innerhalb. 
von drei M onaten ein Ensatzmann für den Rest der Zeit zu ernennen. 

E 
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(6) Die Mitglieder des Verwaltungsrats und ihre Stellvertreter erhalten freI e 
Fahrt auf den Strecken der Deutschen Bundesbahn Ersatz von Reisekosten 
und eine angemessene Vergütung, die de r Bundes~erkehrsmillister im Ein­
vernehmen mit dem Bundesfinanzminister festsetzt. 
(7) Der Verwaltungsrat tritt aUe zwei Monate zu ordentlidlen~ungen zusam­
men. t.u.~ero~ntliche Sitzungen sind anzuberaumen, wenn der Bundesver­
kehrsmimster ode'r das Direktorium es für notwendig erachten oder wenn mm­
destens vier Mitglieder die Einberufung schriftlidl beantragen. Der Vorsitzenae 
des Verwallungsrats kann jederzeit eine Sitzung anberaumen wenn er es für 
notwendig eradltet. . , 
(8) Zur Beschlußfassung ist die Anwesenheit von sieben Mitgliedern einschließ­
lich des Vorsitzenden erforderlich. Die Beschlusse werden, sofern die Gesdläfts­
ordnung n icht etwas anderes vorschreibt, mit einfacher Stimmenmehrheit gefaßt. 
Bei Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt. 
(g) Der Verwaltungsrat erläßt seine Gesdläftso rdnung selbst. 
(10) Die Geschäftsordnung kann vorsehen, daß zur Vorbereitung der Besdlluß­
fassung des Verwaltungsrats Ausschüsse gebildet werden können. Der Vor­
sitzend e kann an den Beratungen der Ausschüsse teilnehmen und jederzeit das 
Wort ergreifen. 
(11) Uber jede Sitzung des Verwaltungsrats ist eine Niedersdu ift .anzufertigen, 
die dem Bundesverkehrsminister vorzulegen ist. 

§ 6 
Aufgaben des VerwaltungSTats 

(1) Der VerwaltungsraLisl vom...Direktoriu m an der Behandlung von grundsätz­
licheillii'ii'g'en, von Fragen von allgemeinerBedeutung und von widlUgen 
Einzelfragen zu. brieiligen. Das gilt insbesondere für folgendes: 
1. Gesdläftsoronu 9 de r Deutschen Bundesbahn, 
2. Aufstellung des Wirtsdlaftsplans und wesentlidle Änderungen des Wirt-

sdlaftsplans, 
3. J ahresabschluß, 
4. Gesdläftsbericht, 
5. Kredite von größere r Bedeutung, Bestellung von Sidlerheiten, 
6. allgemeine Regelung und grundsätzlidle Fragen der dienstJidlen Verhält­

nisse der Beamten, Angestellten und Arbeiter, 
7. Anderung der Eisenbahn- und sonstigen VerkehflStarife, soweit durdl sIe 

die Finanzlage der Bundesbahn wesentlich berührt wird. 
(2) Der Verwaltungsrat kann auch vom Bundesverkehrsminister mit der Stel­
lungnahme zu Fragen unmittelbar beauftragt werden. 
(3) Der Verwaltungsrat kann audl von sidl aus Fragen, die ihm besonders 
wichtig ersdleinen, behandeln. 
(4) Der Verwaltungsrat kann von dem Direktorium die zur Erfüllung semer 
Aufgaben nötigen Auskünfte verlangen. 

§ 7 
Entsdteldungen auf Grund der Stellungnahme des Verwaltungsrats 

(1) Bei Fragen, die an sidl dem Bundesverkehrsminister gemäß § 8 nidlt vor­
gelegt zu werden brauchen, hat das Direktorium trotzdem die Angelegenheit 
dem Bundesverkehrsminister zur Entsdleidung vorzulegen, wenn zwischen dem 
Direktorium und dem Verwaltungsrat Meinungsverschiedenheiten bestehen. 
(2) 1st der Bundesv erkehrsminister der Aufiasung, daß eine vom Direk torium 
in Ubereinstimmu ng mit dem Verwaltungsrat beschlossene Maßnahme widltlge 
Interessen des Bundes gefährdet, so hat er die Entscheidung der Bundesregie­
rung herbeizuführen. Auf Grund dieser Entscheidung trifft der Bundesverkehrs­
minister die nötigen Anordnungen. 
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§ 8 
Bundesverkehrsminister 

(1) Die BJchtiinien der PoJitik des JJundes-sincl für die Deulsdle Bundesbahn 
verbindlich. Der Bundesverkehrsminister erläßt die danach nötigen Anordnunge.n 
an-dnr Deutsche Bundesbahn; hierzu gehöre~ insbesondere auch s?khe Anore!­
nungen, die erforderlich sind, um die Betnebs- und Ve~~ehrs.lelsl~ngen der 
Deutschen Bundesbahn mit denen der übrigen Verkehrslrager In Etnklang zu 
bringen. ..' 
(2) Der Bundesverkehrsminister nimmt dle Befugmsse der Staatshoheit gCRcq­
über- der Deutschen Bunde_&b.ilh~ahr. Insbesondere hat er da~auf zu ach~en 

Un lsfcfarür verantwortlich, daß die Deutsche Bundesbahn gemaß den Bestim-
mungen des § 15 vCr\valtet wird. .. .. . 
(3) Außer den sonst in diesem Gesetz vorgesehenen Zustandlgkelten bleibt dem 
Bundesverkehrsminister die Genehmigung vorbehalten 

1. zu de r allgemeinen Regelung der dienstlichen Verhältnisse der Beamten, 
Angestelllen und Arbeiter, 

2. zum Bau neuer Bahnen, 
3. zu allgemeinen grundlegenden Neuerungen oder Änderungen technische r 

Anlagen, . 
4. zur dauernden Einstellung des Betriebes einer Bundesbah~sltr.e~e ode r ell: (~S 

wichtigcn Bahnhofs, zum dauernden t?bergang vom zwclg e isigen zum elll-
gleisigen Bet rieb und zur Stillegung emes Ausbesserungswer~es, . 

5. zu Änderungen der Betriebsweise, die erfolgen sollen, ulk m s~e, ~nl,Bedür1-
nissen d es Verkehrs und den Anforderungen der Vo SWlr s ... ua anzu-
passen, . t . m 

6. zur Errichtung, Verlegung, Au~ebun~ oder ,,:,esentl.ichen org~msa. ons f~n 
Veränderung einer Generalbetnebslellung, emer Elsenbahndlreklion od(_r 
e ines Zenlralamtes und zur Änderung ihrer Bezirke, 

7. zur Gründung oder zum Erwerb anderer Unterneh~~ngen, 
8. zu Beteiligungen im Einzelbetrag von mehr al~ 1 Million DM und zur Ver­

äußerung solcher Beteiligungen, 
9. zur Einrichtung neuartiger Nebenhetriebe, . 

10. zur Verfügung über sonstige Gegenstände, d~e. zum A~lbageka.Pl,tal des 
Sondervermögens gehören und deren Wert t Million DM u erstelg , 

11. zur Aufnahme von Krediten nach nähe rer Bestimmung in § 18. 
(4) Der Bundesverkehrsminister ist berechtigt, al1e~ Sitzungen des Ve rwill­
tungsrats und seiner Ausschüsse ohne Stimmrecht bel'zuwohnen oder Vertret er 
zu entsenden. Der Bundesverkehrsminister und seine Vertrete r haben daS' Redlt, 
jederzeit das Wo rt zu nehmen. . . 
(5) Der Bundesverkehrsminister kann von der Deut.schen Bun~esbahn Jede Ih~ 
erforderlich erscheinende Auskunft verlangen. Er Ist berechtigt, alle Anla~ ,_n 
und Dienststellen der Deutschen Bundesbahn zu besidltigen oder durch seime 
Beauftragten besichtigen zu lassen. 

§ 9 
LänderaussdlUß 

(1) Dem Bundesverkehrsminister steht. ei~ Ausschuß z~r S~~te, in del!Ljed!!s 
Land durm e in von ihm bestimmtes Mllghed vertreteIlJsl (LanderaussdlUßj. 
(2) Dem Länderausschuß ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben, we:nn 
Entscheidungen des Bundesverkehrsministers ü~er Frage~ der Bundesb~~n 
wichtige Inte ressen der Länder berüh ren oder die aligemelD~ Verkehrspolitik 
wesentlich beeinflussen. Der Länderausschuß kann auch von Sich aus zu Fragen 
der Bundesbahn, die wichtige Interessen der Länder berühren, seine Auffassung 
dem Bundesverkeh rsminister mitteilen. -
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(3) Der Bundesverkehrsminister trägt bei seiner Entscheidung der Auffassu ng 
des Länderausschusses nach Möglichkeit Rechnu ng. Lehnt der Bundesverkehrs­
minister einen Antrag oder Vorschlag des Länderausschusses ab, so entscheidet 
auf Antrag von zwei Dritteln der Mitglieder des Länderausschusses die Bundes­
regierung. 

§ lO 
Geschäftsordnung der Deutschen Bundesbahn 

Die G~chäftsordnung der ~utschen Bundesbahn erlä.ßL-dru: . .Bundes.verkehrs­
minister auf Vorschlag des Direktoriums nach Anhörung des Verwaltungsrats. -

§ II 
Tarifhoheit 

(1) Alle Änderungen der Ausführungsbestimmungen zur Eisenbahn-Verkehrs­
ord nung, Änderu ngen der N.QLID.dltarife eiPschließlich der Mallgemeinen Ta rifvor­
s"guilten, der Gülereinteilung und der Nebengebühren sowie Einführung, Ände­

, rung und Aufllebung von internationalen T.a~n und von Ausnahmetarifen 
\ 'sowie aller sonstigen Tarifve rgünsligungen bedüden der Genehmigung d es 
\- Bundesv.erkeh.ts;ninislers. 

,(2) Die Genehmigung des Bundesverkehrsministers gilt als erteilt, wenn dem \ ~ 
Direktor ium ni cht innerhalb von 14 Tagen auf seinen Anlrag vom Bund esve r- V\ 
kehrsminister eine mit Gründen versehene Antwort zugeht. 
(3) Der Bundesverkehrsminister kann unter Beachtung der Bestimmungen in 
§ 15 Änderungen der Tarife verlangen, die er fü r notwendig erachtet. 

§ 12 
Fahrpläne 

Das Direktorium hat dem Bundesverkehrsminister redltzeitig die Entwürfe der Jahres­
und Halbjahres-Fahrpläne des Personenverkehrs mitzuteilen. Die Entwü rfe der Fahr­
pläne internationaler Züge sind vor deren internationaler Beratung mitzuteilen. 

§ 13 
Verhandlungen mit ausländism en Regierungen 

Vj!rbandlu.ngen. mit auslandisdJen Regierungen darf die Deutsdle Bundesbahn nur im 
-Auftrag und Im Namc.n...des Bundesverkehrsministers führen. Ihm bleibt der Absd!..luß 
von Vereinbarungen vorbehalten. 

§ 14 
Erg3nzung des Netzes der Deutschen Bundesbahn 

(I) Zu den Aufgaben der DeutsdJen Bundesbahn gehört, ihr Netz zum Wohle der All­
gemeinhelt und nach Maßgabe der Bedürfnisse des Bundes und der Länder sowie im 
Rahmen der verfügbaren Mittel zu ergänzen. 
(2) Die Erwei terung des Netzes der Deutsdten Bundesbahn durch den Bau neuer Eisen­
bahnen bedarf der Zustimmung des Bundesverkehrsministers. 
(3) Bestehende Eisenbahnen können zum Zwecke der Vereinigung mit dem Netz der 
Deutsdten Bundesbahn in das Sonder vermögen Deutsdte Bundesbahn im Einvernehmen 
mit den beteiligten Ländern übernommen werden . In diesem Falle sind die Redt le der 
Länder zum Erwerb soldler Eisenbahnen auf Verlangen auf den Bund zu übertragen. 

Zweiter Abschnitt 

Wlr t s ch a ft s fUhrung d e r D e utschen Bund e sb a hn 

§ l5 
Geschäfts- und WirtSchaftsführung 

(1) Die Deutsche Bundesbahn ist a ls ei@eitlidlLVerkehrsanstalr-nach gell!..~n­
wirtschaftlichen Grundsätzen zu verwaJ.!en. Dabei ist den Anforderungen es 
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Verkehrs Rechnung zu tragen und der Betrieb sicher zu führen .. Die Anlag~n 
der Deutschen Bundesbahn nebst den Fahrzeugen und dem sonstigen Zubehor 
sind nadl den Bedürfnissen des Verkehrs sowie nach dem jeweiligen Stand d€~r 
Tec:hnik gut zu unterhalten, zu erneuern und weiterzuentwickeln. 
(2) Die Deutsche Bundesbahn hat ihre Wirtschaft so 'Zu führen, daß sie die zur 

IEmüllung ihrer Aufgaben und Verpflidl.tungen ~otwendigen Aufwendungen 
~elbst bestreiten kann. 
(3) Soweit der Deutschen Bundesbahn die Durchführung oder Unterlassung 
tarifarischer oder anderer Maßnahmen auferlegt ist oder wird, die es ihr oadl 
ihrer Auffassung unmöglich machen, ihrer Verpflichtung nach Absatz (I) und (2) 
nadlzukommen, kann die Deutsrn.e Bundesbahn einen beqründeten Antraq auf 
Schadloshaltung an den Bundesverkehrsminister stellen. Die Entscheidung über 
aen-Ant rag liegt bei der Bundesregierung. 

§ 16 
Rechnungsführung 

(I) Die Redmung der Deutschen Bundesbahn ist so zu führen, daß die Finanzlage jeder­
zeit mit Sicherheit festgestellt werden kann. 
(2) Die ijau,shallsordnung, die ~Finanz- und RedJnungsbestimmungen und die sonstigen 
VorsdJriften des Bundes über die Wirtschafts(i.ihrung finden auf die Deufsche Bundesbabn 
keine Anwendung. 
~ 

§ " 
Geschäftsjahr, WIrtschaftsplan 

(I) Das Geschäftsjahr der Deutschen Bundesbahn ist das KalenderJllhr. .. . 
(2J NiL-jedes Geschäftsjahr ist redltzeitig v.QE..!.einem Beginn als Programm fur dIe gesamte 
Gesmälts- und WirtSchaftsführung ein ~maftsplan aufzustellen, .In den al).e-vol'a.u~­
sl~tijchen .Erträ.ge und..Aufwendungen aufzüiiehmen sind. Er muß eIßen SteJlenplan fur 
die Beamten enthalten. 
(3) Der Wirtschaftsplan wird vom Direktorium im Benehmen mit de m Verwaltung~rat 
gemäß § 6 aufgestellt. Der Wirtschaftsplan bedarf zwec':S Wahrung der Grundsat~e 
der allgemeinen Finanzpolitik der Bundesregierung der Zust!mmu.ng des Bundesverkehl s­
ministers der sich mit dem Bundesfinanzminister daruber lOS EIDvernehmen setzt. Das 
gleiche Verfahren gilt für Änderungen des Wirtsdlaftsplanes im lau~e des Gesmä!~s­
Jahres, wenn durch sie das ursprüngliche erwartete Wlrts<haftsergebms vorausslchth·ch 
wesentlich beeinflußt werden wird. 

§ 18 

Kredtlaufnabme 
(1) Die Deutsche Bundesbahn is!-b.CLediligt.-K~edil.a jeder. Art für werbende 
Zwedce a~nehmen. Die Aufnahme von Krediten er~olgt msbesonder~ durdl 
Ausgabe von SdlUldverschreibungen oder S.~~zanwelsungen, durch Em~en 
von Wechselverblh<lliChkeiten oder durch Aufnahmc-von Darlehen. 
(2) Sdluldverschreibungen oder Smatzanweisu~n dür fen ~ ,!!it Zu~timmu~g d~ B~m­
desv.c.rJEehrsministe rs und iIIL-EinltIUilehmen mit dem Bun~anzmlOlster aus~~en 
werden. Sie stehen den S<huldversdueibungen und Schatzan.:w-elsungen des Bundes glClch. 
Ihre Verwaltung kann der Schuldenverwaltung des Bundes ubert ragen werden. 
(3) Das Eingehen von We<hselverbindlichkei.ten, die A~fnahme von Dilrle~en ~ege~ 
Schuldschein und die Bestellung von Sicherhellen und Bü,g.schll fte~ erfolgen Im ~oer 
nehmen mit dem Bunde.sverkehrsminister und dem Bundesfll~.an~mlDlster, soweit es s;ch 
um- Vorgänge handelt, die nach Umfang und Bedeutung den ublichen Rahmen der WHt­
schaftsführung der Deutschen Bundesbahn überschreiten. 
(4) Die Grundsätze uber die Aufnahme von Krediten bestimmt nach A~~rung des Ver­
waltungsrats das Direktorium mit Zustimmung des BundesverkehrsmlDlsters und des 
Bu ndesf i nanzmi nlsters. 
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§ 19 

Anlegung nUssiger Mittel 
Die Grundsä.tze über die Anlegung flüssiger Mittel bestimmt das Direktorium nach An­
hörung des Verwaltungsrats und mit Zustimmung des Bundesverkehrsministers und des 
Bundesfinanzministers. 

§ 20 

Jahresabschluß 
(t) Uber jedes Gesdiärtsjahr s tellt das Direktorium zur Ermittlung des wlrt­
~chaft1idien Ergebnisses eine Bilanz und eine Gewinn- und Verlustrechnung 
(Jahresabsdi.luß) auf. Die VOI'5chriften des Handelsrechtes gelten nicht für die 
Aufstellung des Jahresabschlusses der Deutschen Bundesbahn. 
(2) Der Abschluß ist so zu gestalten, daß sich die Vermögenslage, die Schuld­
und Forderungsverhältnisse, die Aufwendungen für Anlagezuwachs sowie die 
Betriebsergebnisse zuverlässig und vollständig erkennen lassen. Die 8ßtriebs­
rechnung ist so zu gliedern, daß sie die 8etriebserträgnisse und je für sich die 
Aufwendungen ausweist, die für die Betriebsführung, für die Unterhaltung und 
für die Erneuerung der Bahnanlagen sowie der Fahrzeuge entstanden sind. Sie 
muß auch die für eine differenzierte Erfolgsrechnung notwendigen Unter­
lagen bieten. In der Gewinn- und Verlustrechnung, in die das Ergebnis der 
Betriebsrechnung übernommen wird, sind die Erträge aus Beteiligungen, die 
außerordentlichen Erträge sowie die Erträge und Aufwendungen an Zinsen 
besonders auszuweisen. 

(3) Das dem Bundesverkehrsminister unmittelbar unterstellte Hauptprüfungs­
amt für die Deutsche Bundesbah n prüft den Jahresabsdlluß und legt seinen 
Prüfungsbericht dem Direktorium, dem Verwaltungsrat und dem Bundesver­
kehrsminister vor. Der Bundesverkehrsminister führt eine Begutachtung des 
Jahresabschlusses durch den Präsidenten des Rechnungshofes herbei. 
(4) Für jedes Geschäftsjahr ist ein Geschäftsbericht aufzustellen. Darin sind 
die wirtschaftlichen Ergebnisse des Kraftverkehrs und der größeren gewerb­
lichen Nebenbetriebe gesondert darzustellen. 
(5) Das Direktorium hat innerhalb von vier Monaten nach Ablauf jedes 
Geschäftsjahres den Geschäftsbericht und den Jahresabschluß dem Verwaltungs­
rat zur Stellungnahme vorzulegen. Diese Stellungnahme hat innerhalb eines 
Monats zu erfolgen. Danach hat das Direktorium den Geschäftsbericht und den 
Jahresabschluß mit der Stellungnahme de~ Verwaltungsrats dem Bundesver­
kehrsministe r vorzulegen. Der Jahresabschluß wird vom Bundesverkehrsminister 
im Einvernehmen mit dem Bundesfinanzminister festgestellt. Nach der Fest­
stellung des Jahresabschlusses führt der Bundesverkehrsminister die Beschluß­
fassung der Bundesregierung über die Entlastung des Direktoriums herbei. 
(6) Die Bundes regierung legt den von ihr verabschiedeten Geschäftsbericht und 
den festgestellten Jahresabsdlluß dem Bundestag und dem Bund esrat vor. 
(7) Die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung sowie ein Bericht über 
die wichtigsten Geschäftsvorgänge sind vom Direktorium zu veröffentlichen. 
Dies soll innerhalb von acht Monaten nach Ablauf des Geschäftsjahres 
geschehen. 

§ 21 

Abllelerungen an den Bund 
Die Deutsche Bundesbahn leistet an den Bund für jedes Geschäftsjahr eine Abgabt> zu 
Lasten der Betriebsrechnung in Höhe von 5 vom Hundert der Einnahmen, mindestens 
jedoch 175 Millionen DM im Jahr, die in monatlichen Teilbeträgen zu zahlen Ist. 
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§ 22 
Gewinn- und Verlustredmung 

(I) Der nadl Erfüllung des Dienstes der Kredite und der notwendigen Rück:­
stellungen in der Gewinn- und Verlustredmung verbleibende Uberschuß ist wie 
folgt zu verwenden: 
I. Es ist eine allgemeine Rücklage (Ausgleidlsrüddage) bis zum Höchtsbetrag 

von 800 Millionen DM zu smaffen. Der Rücklage sind jährlich 2 vH. der 
-Erträge der Betriebsredmung zu überweisen. In früheren Geschäflsjahren 
etwa unterbliebene Zuweisungen an die Rücklage sollen in Höhe von jähr­
lieh 1 vH. der Betriebs redmung namgeholt werden. 

2. Für bestimmte Zwecke können außerdem Sonderrüddagen gebildet werden. 
3. Uber die Verwendung des danadl verbleibenden Ubersdlusses beschlieut 

nadl A nhören des Verwaltungs rats der Bundesve rkehrsminister im Einver­
nehmen mit dem Bundesfinanzminister . 

(2) Ergibt die J ahresrechnung einen Fehlbetrag, !'l0 ist im nächsten Bundeshaus­
halt dessen Deckung endgültig zu regeln. Der Vortrag des Fehlbetrages auf 
neue Rechnung ist ausgeschlossen. Wird der Fehlbetrag durch die Aufnahme 
von Krediten ausgeglichen, 50 dürfen daraus keine Belastungen für die Deutsctle 
Bundesbahn entstehen, 

§ 23 
Wirtschafts- und Redmungsprüfung 

(I) Die Wirtschafts- und Rechnungsführung der Deutschen Bundesbahn wird durdl 
ei n Hauptprü fungsamt und durch örtliche Pri:Hungsämter bel der Deut:öchen Bundesbahn 
geprüft. Der Haushaltsplan des Hauptprüfungsamtes wird nach Feststellung durch den 
Bundesverkehrsminister dem Wirtschaftsplan der Deutschen Bundesbahn eingegliedert. 

Zu Absatz 2 bis 5: 
Der Wissenschaftliche Beirat hat sich hierzu Stellungnahme vorbehalten. 

(6) Die Einzelheiten der Ausführung des Prüfungsdienstes durch da" Hauptprüfungs­
amt und die Prü fungsämter regelt eine vom Leiter des HBuptprüfungsamtes aufgestellte 
Rechnungsprüfungsordnung, die nach Anhörung des Direktoriums und des Verwaltungs­
rates der Deutsdlen Bundesbahn vom Bundesverkehrsminister im Einvernehmen mit 
dem Bundeslinanzminister und dem Präsidenten des Bundes-Rechnungshofes erlassen 

wird. 
§ 24 

Leistungen für andere Verwaltungen 
Leistungen der Deutschen Bundesbahn fü r die Deutsche Post und für sonstige Verwal­
tungen und Unternehmen des Bundes, der Länder, Gemeinden (Gemeindeverbände) lind 
Körperschaften des öffentlichen Rechts sowie deren Leistungen rur die Deutsche 
Bundesbahn sind gegenseitig angemessen abzugelten. 

§ 25 
Ollentliche Beiträge und Gebühren 

Auf die Verpflidltungen der Deutschen Bundesbahn, Beiträge und Gebühren an den 
Bunt!, d ie Länder, die Gemeinden (Gemeindeverbände) und Körperschaften des öffent­
lichen Re<hts zu entrichten, finden die allgemein für die Bundesverwaltungen geltenden 
Vorschl'iften Anwendung. 

Dritte r Abschnitt 

Personalw ese n 
Da die §§ 26 bis 28 im Entwurf des Vorbereitenden Ausschusses nur vorläufig 
sind, sieht der Wissenschaftliche Beirat von der Stellungnahme zum gesam.ten 
3. Abschnitt: ~Pe rsonalwesen· (§§ 26-33) ab. 
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Vie rter Absdmitt 

Verwaltungsrechtliche Vorschriften für di e 
D e utsche Bundesbahn 

§ 34 
Behörden 

285 

(' ldDie Dienstst~lIen der Deutschen Bundesbahn sind Bundesbehörden. Die Verwaltung'­
or nung setzt die Ausnahmen fest 
(2) Die Erfüllung der Aufgaben de'r Deutschen Bundesbahn ist öffentlicher Dienst. 

§ 35 
Nebenbetriebe der Deutsdien Bundesbahn 

Für die Nebenbe~riebe, die den Bedürfnissen von Betrieb und Verkehr der Deutschen 

~t~~~ee;::sbe~z Z~o!I~~~nA~~~ti~~ (~~~J.gt~~~4~~~t die Gewerbeordnung und das Gast· 

§ 36 
Anwendung von Rechtsvorschrlflen 

~.ie ~eutsdle Bundesbahn hat für sich und ihre Angehörigen die gleiche Stellung die 
fur die ,verwaltungen ~nd Betriebe des Bundes und deren Angehörige auf dem G~biet 
des Wlrtschafts-, Arbelts-, Wohnungs-, Fürsorge- und Versicherungsrechts besteht. 

§ 31 

Planfests lellung 
(11 Neue Anlagen der Deutschen Bundesbahn dürfen nur gebaut, bestehende Anlagen 
durfen nur verändert. werde~, ,:"enn der Plan zuvor festgestellt worden Ist. Die Plan­
f,:ststellung umfaSt die endgultlge Entsdleidung über alle von der Plangcslaltung b,­
ruhrten Interessen. 
(2) Die Deutsdl~ Bundesbahn hat die Pläne für den Bau neuer oder die Ver&nderung be­
st~hender . Betnebsanlagen der höheren Verwaltungsbehörde des Landes, in dem die 
Anl~gen hegen, zur Stellung,?-ahme ZUlU leiten, wenn die Pläne nicht nur den Geschäfts­
bereich der Bun~e.sbahn beruhren. Die höhere Ve rwaltungsbehörde hat die Stellung­
nah~~ aller beteiligten Behörden des Bundes, der Länder, der Gemeinden und sonstig" 
betelhgten Stellen herbeizuführen. 
(3) Die P!äne werden vom Direktorium oder von einer durch dieses ermächtigten Bundes­
bah~behorde . festgestellt, . wenn sich aus de.r Stellungnahme der höheren Verwaltungs-
behorde ergibt, daß zWischen Ihr oder emer anderen beteiligten Behörde d d 
Deutschen Bundesbahn keine ~einungsverschiedenheilen bestehen im übrl un er 
Bundesverkehrsminister. ' gen vom 

§ 36 
. Sicherheit der Betriebsanlagen und Fahrzellge . 

Die Deutsche Bundesbahn hat dafür ei nzustehen, daß ihre dem Betrieb dienenden bau­
IIc~en und maschinellen Anlagen sowie die Fahrzeuge allen Anforderungen der Sicher­
h:lt und. Ordnung genügen. Baufreigaben, Abnahmen und l'rüfungen du rch andere Be­
horden fmden nicht statt. 

§ 39 
Enteignungsrecht 

Die Deu~sche ~undesbehn het zur Erfüllung ihrer Aufgaben das Enteignungsrechl. Es 
gelten. die EnteLgnungsgesetze~ jedoc~ trifft ~.er. Bundesverkehrsminister nach Anhörung 
der hoheren Verwaltungsbehorde die endgu ltlge Entscheidung über die Zulässigkelt 
d~r lnansprudlnah~e fremder Grundstücke zur Ausführung von Vorarbeiten sowie über 
dIe Art der Durchfuhrung und den Umfang der Enteignung. 

: 
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§ 40 

Zwangsverlahren gegen die Deutsche Bundesbahn 
Die zwangsweise Entziehung oder Beschränkung des Eigentums an Teilen des Sonder­
vermögens "Deutsche Bundesbahn" und die Zwangsvollstreckung gegen die Deutsche 
Bundesbahn sind nur mit Zustimmung des Bundesverkehrsministers :zul!ssig. 

Fünfter Absdmilt 
Verhältnis der Deuts c hen Bundesbahn 

zu den Ländern 

§ 41 
Untenldltungspllldlt, Auskunflsrecht 

(1) Das Direktorium und die höheren Bundesbahnbehörden sowie die obersten Landl!~>' 
verkehrsbehörden unterrichten sidl gegenseitig über alle Vorgänge von grundsätzlicher 
Bedeutung. 
(Ili) Die obersten Landesverkehrsbehörden können vom Direktorium und von den für ihr 
Land zuständigen höheren Bundesbahnbehörden jede zur Erfüllung ihrer Aufgaben er~ 
forderlicho Auskunft verlangen. Sie erteilen in gleicher Weise jede erforderliche 
Auskunft. 

§ 42 
Organisatorische Veränderungen 

Beabsichtigt die Deutsdle Bundesbahn 
a) die dauernde Einstellung des Betriebes einer Bundesbahnstrecke, eines wichtigen 

Bahnhofes, den dauernden Ubergang vom zweigleisigen zum eingleisigen Betrieb, die 
StUlegung oder Verlegung eines Ausbesserungswerkes oder einer sonstigen groß{m 
Dienststelle, 

b) die Errichtung, Verlegung, Aufhebung oder wesentliche Veränderung einer Bundes­
bahn-GeneralbetriebsJeitung, einer Eisenbahndirektion oder eines Eisenbabn-ZentmJ­
amtes oder die Änderung ihrer Bezirke, 

so gibt sie den örtlich beteiligten obersten Landesverkehrsbehörden Gelegenheit zur 
Stellungnahme. 

§ 43 
Personalrnaßnahmen 

(I) Die Posten der Präsidenten der Eisenbahndirektionen werden im Benehmen mit den 
Regierungen der Länder, deren Bereidl wesentlich berührt wird, besetzt. 
(2) Geben die Länder in besonderen Fällen zu sonstigen Stellenbesetzungen bei der 
Deutsdlen Bundesbahn innerhalb ihres Landes Anregungen, so sind diese. soweit wie 
möglich zu berücksichtigen. 

§ 44 
Landsmannsroaftlldler Charakter 

(1 ) Bel der Stellen besetzung ist der landsmannsdlaftlidle Charakter der Bundesbahn in 
den einzelnen Ländern zu wahren. 
(2) Die Bediensteten der Deutschen Bundesbahn sind auf Ihren Wunsdl In ihren Heimat­
gebieten zu verwenden, soweit nicht Rü<xsidlten au f ihre Ausbildung oder Erfordernisse 
des Dienstes entgegenstehen. 
(3) Das Recht der Heimatvertriebenen auf Gleidlstellung bleibt unberührt. 

§ 45 
Tarlffortblldung 

Bei der Fortbildung der Tarife ist neben den Interessen des Bundes den besonderen VI!r­
kehrsbedürfnissen der Länder namentlidl auf dem Gebiete der Rohstoffversorgung na.dl 
Möglldlkeit Redlnung zu tragen. Soweit hierbei die Interessen eines ouer mehrerer Län­
der berührt werden, sind diese Länder zu hören. 
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§ 46 

FreJlabrl 
Die Län~er haben. Ansprudl dar.auf, daß die Mitglieder ihrer gesetzgebenden Körper­
sdlaften l'.lnerhalb Ihre! Landes die Bundesbahnverkehrsmittel in beliebiger BefSrderungs­
klasse frei benutzen durfen. Die Freifahrberedltigung endet eine Wodle nadl Ew~"d!.en 
der Mltglledsdlafl. 

§ 47 
Relsezugfabrpl:ine 

Die Deutsdle Bundesbahn gibt den Ländern bei der Bearbeitung des Reisezugfahrplanes 
Gelegenheit zur Stellungnahme. 

§ 48 
Planungen 

Planungen f~r größere EIscnbahnbauten sind redlneilig den beteiligten obersten Landes­
verkehrsbehörden zur Stellungnahme zu übermitteln. 

§ 4. 
Vergebung von Lieferungen und Leistungen 

Die Deutsdle Bundesbahn berütksidltigt bei der Vergebung von Lieferungen und Lei­
stungen angemessen Industrie, Handwerk und Handel jedes Landes mit dem Zie l die 
gesun~e Entwitklun.~ der Wirtsdla{t der Länder zu fördern. Andererseits sorgen die 'Län. 
d:rreglerungen da fur, daß der Deutsdlen Bundesbahn bei der Vergebung und Durdl­
fuhrung von Lieferungen und Leistungen nidlt durch Landesbehörden unbillige Erschwe­
rungen bereitet werden. 

§ 50 
AuftragsverwaUung 

Auf Antrag eines Landes soll die Deutsdle Bundesbahn Gesdläfte der Verkehrsverwal­
tung, insbesondere der Eisenbahnaufsidlt, nadl den Weisungen und für Redlllulig der 
Länder übernehmen. 

§ 51 

Verfahren bei MeinungsversdUedenheiten 
(1) Meinungsv~rsdliedenheiten, die sidl bei de r Durdlführung der Bestimmungen 
dieses Abschmttes zwisdlen den Ländern und d er Deutschen Bundesbahn er­
geben, insbesondere auch darüber, ob Anträge der Länder von der Bundesbahn 
eingehend. gewürdigt und bei der Entsdleidung angemesse n berüdcsidlUgt 
wurden, smd dem Bundesverkehrsminister vorzulegen, der nadi Anhö ren des 
Verwaltungsrats entsdieidet. 
(2) Meinungsversdliedenheiten zwischen dem Bundesverkehrsminister und einem 
Land über die Auslegung dieses Abschnittes entsdleidet das Bundesverfassungs­
gefidtt. 

Sedister Abschnitt 

Ubergangs- und Schluß bestimmung e n 

§ 52 
Kriegssdiädenr 

Die Deckung der Kriegsschäden der Bundesbahn wird durdt ein besonderes 
Gesetz geregelt, 
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§ 52 a 

Ausführungs- und Durdlführungsbestimmungen 
Der Bundesverkehrsminisler erläßt die 'Zur Ausführung und Durchführung dieses Gesetze!; 
crforderlidlen Redits- und Verwaltungsvorsduiften. 

§ 53 

Bildung des Verwaltungsrates, Ubergangsregelung 
Der Verwaltungsrat der Deutschen Bundesbahn ist binnen einer Fr ist von drei 
Monaten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes zu bilden. Bis dahin entsdleidet der 
Bundesverkehrsminister , soweit nach diesem Gesetz der Verwaltungsrat anzu­
hören wäre. 
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Funk im Verkehr 
Von Ministerialdirektor Dipl.-Ing. L B r a n d I, Düsseldorf 

Das Verkehrsministerium des Landes NordrheinIWesHalen führte kürzlidJ. in 
enger Zusammenarbeit mH der Deulsmen Post dank der Unterstützu ng durch 
den Herrn Präsidenen der Oberpostdirektion Düsseldorf, Dipl.~lng. Wo s n I k , 
und in Zusammenarbeit mit der Firma Telefunken erfolgreiche Versuche durch, 
den Funksprechverkehr rür geeignete Verkehrsmiltel einzuführen. Die nor~ 
malen Funkgeräte der früheren Zeit in fes ten und beweglidlen Funkstationen 
waren nur für Wedlselspredlen geeignet Zwischen Sprechen und Empfangen 
mußte umgeschaltet werden, wodurch sich eine ganz bestimmte Sprechtedlnlk 
für den Funker ergab, die dadurdl gekennzeichnet war, daß er jeweils am 
Schluß des letzten Satzes, wenn er also die Antwort des Empfängers erwa rtete, 
mit der stereotypen Bemerkung schließen mußte: ~Bitte kommen N

• 

Ourm die Einführung des Gegensprechens und der dazugehörigen Gabeltechnik 
des Fernsprechens konnte der normale Anschluß des Mikrotelefons des Gegen~ 
sprec:h funkgerätes an das FernspredJnetz und damit die Einschaltung in den nor~ 
malen Fernsprechverkehr erreicht werden. Versdtiedene Firmen haben diese 
Tedmik für den Polizeifunk in ausgezeichneter Fonn ausgestaltet, darunter Tele~ 
funken in Zusammenarbeit mit der Deutschen Post auf einer Wellenlänge von 
etwa 3 m. 
Das Verkehrsministerium in Oüsseldorf veranstaltete einen Großve rsuch, bei 
dem gleichzeitig vier fahrbare Stationen mit einer festen Station in Verbindung 
waren. Die Stationen waren untergebracht in einem normalen Personenkraft~ 
wagen Mercedes V 170, in einem Streifenwagen der Polizei, in einem neu!::!n 
Speisewagen der Rheinischen Bahngesellschaft, der auf der Strecke zwischen 
Düsseldorf und Duisburg e ingesetzt wird und auf einem g roßen Rheinschlepp~ 
dampfer d er Firma Raab, Karcher & Co. Das Ergebn is der Versuche war ausge~ 

zeichnet. Uber die Vermiltlung (lurch die feste Station (siehe Bild I) konnte der 
Verkehr zwischen allen fahrbaren Stationen und von jeder fahrbaren Station aus 
in das Fernsprechnetz durchgerührt werden. Infolge des dicbtmascbigen Fern~ 
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